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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 
Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 
zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 
Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 
mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 7B_261/2023 vom 18.03.2024 (zur Publikation vorgesehen) 

Regeste 

Praxiswechsel Verbüssung der Strafe in Form des Electronic Monitorings bei teilbedingten Strafen  

 

Das Bundesgericht nimmt einen Praxiswechsel vor. Neu ist bei teilbedingten Strafen der unbedingt 
zu verbüssende Strafteil massgebend, welcher höchstens 12 Monate betragen darf.  

 

Die besonderen Vollzugsformen des Electronic Monitorings und der Halbgefangenschaft sind 
gleichgestellt. Bei gegebenen Voraussetzungen geht der Vollzug mittels elektronischer 
Überwachung als mildere Vollzugsform der Halbgefangenschaft allerdings vor. 

Aus den Erwägungen: 

E.2.3.8. (…) Zunächst trifft keineswegs zu, dass eine bestimmte Täterkategorie "automatisch" in 
den Genuss einer besonderen Vollzugsform kommen würde. Vielmehr setzt die Gewährung einer 
besonderen Vollzugsform stets die Erfüllung bestimmter, im Gesetz genannter Voraussetzungen 
voraus. Dem Aspekt der öffentlichen Sicherheit wird unabhängig von der Strafdauer und der 
Deliktsart mit der Voraussetzung der fehlenden Rückfallgefahr im Rahmen der Anordnung der 
besonderen Vollzugsformen der elektronischen Überwachung (Art. 79b Abs. 2 lit. a StGB) und der 
Halbgefangenschaft (Art. 77b Abs. 1 lit. a StGB) Rechnung getragen (vgl. Fabienne Germanier, 
a.a.O., S. 300 Fn. 1144; Cornelia Koller, in: Basler Kommentar, Strafrecht, Bd. I, 4. Aufl. 2019, N. 
8 zu Art. 77b StGB; Jasmine Stössel, ContraLegem 2019/2, S. 86; Thierry Urwyler, a.a.O., S. 30; 
Sophie Werninger, a.a.O., S. 223 und 226).  

Das Gesetz sieht die Voraussetzung der fehlenden Rückfallgefahr für beide besondere 
Vollzugsformen vor. Diese ist in beiden Bestimmungen gleich anzuwenden (Urteile 7B_130/2023 
vom 9. Februar 2024 E. 2.2.3; 6B_1261/2021 vom 5. Oktober 2022 E. 2.1; 6B_872/2021 vom 28. 
Juni 2022 E. 2.2; Cornelia Koller, a.a.O., N. 17 zu Art. 79b StGB). Die Rückfallgefahr muss von 
einer gewissen Bedeutung sein und die zu erwartenden neuen Straftaten müssen eine gewisse 
Erheblichkeit aufweisen, um eine der genannten besonderen Vollzugsformen auszuschliessen 
(BGE 145 IV 10 E. 2.2.1; Urteile 7B_130/2023 vom 9. Februar 2024 E. 2.2.3; 6B_1261/2021 vom 
5. Oktober 2022 E. 2.2; 6B_872/2021 vom 28. Juni 2022 E. 2.1; 6B_1082/2016 vom 28. Juni 2017 
E. 2.1; Cornelia Koller, a.a.O., N. 9 zu Art. 77b StGB; Baptiste Viredaz, in: Commentaire romand, 
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Code pénal, Bd. I, 2. Aufl. 2021, N. 9 zu Art. 77b StGB). Für die Prognose im Hinblick auf das 
künftige Verhalten des Verurteilten hat die Vollzugsbehörde namentlich seine Vorstrafen, seine 
Persönlichkeit, sein Verhalten im Allgemeinen und bei der Arbeit sowie die Umstände, unter 
denen er leben wird, zu berücksichtigen (BGE 145 IV 10 E. 2.2.1; Urteile 7B_130/2023 vom 9. 
Februar 2024 E. 2.2.3; 6B_1261/2021 vom 5. Oktober 2022 E. 2.2; 6B_872/2021 vom 28. Juni 
2022 E. 2.1; je mit Hinweisen).  

Zu berücksichtigen ist ferner, dass Electronic Monitoring ohnehin kein taugliches Mittel ist, um 
(weitere) Straftaten zu verhindern (vgl. BGE 145 IV 503 E. 3.3.1; Cornelia Koller, a.a.O., N. 17 
zu Art. 79b StGB; Gino Lohri, a.a.O., S. 207; vgl. dazu bereits Votum Sommaruga, AB 2013 N 
1650, und Votum Jositsch, AB 2013 N 1649). Diese besondere Vollzugsform - wie auch die 
Halbgefangenschaft - kommt damit von vornherein ausschliesslich in Fällen in Betracht, bei 
welchen eine Rückfallgefahr des Verurteilten ausgeschlossen ist, was im Gesetzestext klar zum 
Ausdruck gebracht wird (vgl. Art. 79b Abs. 2 lit. a StGB). Eine unterschiedliche Behandlung der 
elektronischen Überwachung und der Halbgefangenschaft bei teilbedingten Strafen lässt sich 
auch nicht damit begründen, dass im Falle der Halbgefangenschaft auf Grund des Aufenthaltes 
des Verurteilten innerhalb der Strafanstalt (vgl. Art. 77b Abs. 2 StGB) bessere 
Kontrollmöglichkeiten bestünden und der Verurteilte enger betreut und überwacht würde (vgl. die 
für das Ostschweizer Strafvollzugskonkordat und für das Strafvollzugskonkordat Nordwest- und 
Innerschweiz einschlägigen Richtlinien für die besonderen Vollzugsformen [gemeinnützige Arbeit, 
elektronische Überwachung, Halbgefangenschaft] vom 31. März 2017, Fn. 5).  

(…) 

E.2.3.10. Für eine Gleichbehandlung der besonderen Vollzugsformen der Halbgefangenschaft 
und der elektronischen Überwachung hinsichtlich der Bemessung der zeitlichen Obergrenze 
spricht auch deren spezialpräventive Zielsetzung. Diese liegt gemäss gesetzlicher Konzeption 
darin, die negativen Auswirkungen eines vollständigen Freiheitsentzugs für Freiheitsstrafen bis zu 
einem Jahr einzuschränken (vgl. BBl 2012 4736 Ziff. 1.4.2; Jasmine Stössel, ContraLegem 
2019/2, S. 86).   

Die Halbgefangenschaft ist spezialpräventiv ausgerichtet und soll dem Verurteilten ermöglichen, 
seinen Arbeits- oder Ausbildungsplatz zu behalten, und so eine Desintegration aus der 
Arbeitswelt verhindern (vgl. BGE 145 IV 10 E. 2.2.1; Cornelia Koller, a.a.O., N. 2 zu Art. 77b 
StGB; Jasmine Stössel, Electronic Monitoring, S. 370). In dieser Vollzugsform setzt der Verurteilte 
"seine Arbeit, Ausbildung oder Beschäftigung ausserhalb der Anstalt fort und verbringt die Ruhe- 
und Freizeit in der Anstalt" (Art. 77b Abs. 2 StGB).  

Auch die Vollzugsform mittels elektronischer Überwachung ist spezialpräventiv ausgerichtet. Im 
Gegensatz zur Halbgefangenschaft werden mit dem elektronisch überwachten Vollzug die 
negativen Auswirkungen des Strafvollzugs nicht nur im Arbeitsbereich, sondern auch im privaten, 
sozialen und familiären Bereich eingeschränkt (vgl. Fabienne Germanier, a.a.O., S. 298; Cornelia 
Koller, a.a.O., N. 5 zu Art. 79b StGB; Jasmine Stössel, ContraLegem 2019/2, S. 86; dies., 
Electronic Monitoring, S. 370). Die dargelegte spezialpräventive Zielsetzung beider 
Vollzugsformen lässt sich unabhängig davon erreichen, ob es sich um eine unbedingte 
Freiheitsstrafe oder um den unbedingten Teil einer teilbedingten Freiheitsstrafe handelt (vgl. 
Thierry Urwyler, a.a.O., S. 31).  

E.2.3.11. Aus dem Erfordernis des Gesuchs des Verurteilten, welches für sämtliche besondere 
Vollzugsformen gilt (vgl. Art. 77b Abs. 1, Art. 79a Abs. 1 und Art. 79b Abs. 1 StGB), ergibt sich, 
dass die besonderen Vollzugsformen gleichgestellt sind (vgl. Votum Engler, AB 2014 S 642). Bei 
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gegebenen Voraussetzungen geht der Vollzug mittels elektronischer Überwachung als mildere 
Vollzugsform der Halbgefangenschaft allerdings vor (Cornelia Koller, a.a.O., N. 1 zu Art. 77b 
StGB und N. 9 zu Art. 79b StGB; Jasmine Stössel, ContraLegem 2019/2, S. 85). Dies ergibt sich 
sowohl aus dem Verhältnismässigkeitsgrundsatz (vgl. Art. 5 Abs. 2, Art. 36 Abs. 3 BV) als auch 
aus Art. 79b Abs. 3 StGB, wonach die weitere Verbüssung der Strafe in der Form von 
Halbgefangenschaft beim Scheitern des elektronisch überwachten Vollzugs nach Art. 79b Abs. 1 
lit. a StGB möglich sein soll, während beim Scheitern der Halbgefangenschaft gemäss Art. 77b 
Abs. 4 StGB nur noch der Normalvollzug (Art. 77 StGB) offensteht (Cornelia Koller, a.a.O., N. 1 
zu Art. 77b StGB und N. 9 zu Art. 79b StGB).   

 
 
 


